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Übertragung von Kindesschutzmassnahmen bei Wohnsitzwechsel

Sachverhalt

Am 13.5.02 errichtete die VB R. im Kt.Z für ein 1-jähriges Kind eine BS 308/310 und platzierte das Kind ins M.heim in Z.
Die Kindseltern zogen am 1.7.02 nach M. im Kt.X (Mitgliedsgemeinde unserer Stelle).
Mit Schreiben vom 29.7.02 bat die VB R. die VB M. um Uebernahme der BS mit dem Vermerk:"Es wäre für das Kind das Beste, wenn der neue Beistand eine Pflegefamilie finden könnte..."
Seither wurde die Kindsmutter stets an unsere Stelle verwiesen und die aktuelle Beiständin erklärte sich als nicht mehr zuständig.
Da das Kind in Sicherheit ist, eine Zusammenarbeit mit diesem Heim von R. aus bedeutend näher ist als von P, dem Ort der Stelle, ferner unklar ist, ob die Kindseltern nach der Kündigung der Arbeitsstelle des Kindsvaters in M. bleiben werden und wir schliesslich im Moment zudem unter enormen Kapazitätsengpässen leiden, stellte ich der Gemeinde den Antrag, die Uebernahme vorerst noch zurückzustellen.
Der Vertreterin der VB R. stellte ich in Aussicht, aus fachlichen Ueberlegungen gegebenenfalls eine frühere Uebernahme anfangs 2003 zu prüfen.
Mit Schreiben vom 30.9.02 bat die VB R. die Gemeinde M. nun nochmals um sofortige Uebernahme der BS, mit folgenden Begründungen:
- Die jetzige Beiständin verlässt die Arbeitsstelle per Ende des Monats. 
- Kapazitätsengpässe betrachten wir nicht als geeignete Gründe zur Ablehnung der Uebernahme (sehe ich grundsätzlich auch so; jedoch habe ich als Stellenleiter im Moment Prioriäten zu setzen).
- Es ist sicher im Interesse der neuen Behörde, weitere Abklärungen selber zu treffen und Weichen zu stellen (kann ich vom Fachlichen her unterstützen).
- Da wir den Fall spätestens nach einem Jahr abgeben, macht es wenig Sinn und entspricht auch nicht den Gepflogenheiten im Kindesschutz, nochmals eine Uebergangsbeiständin einzusetzen. Rekursfähiger Entscheid wird erwünscht.
 

Frage:
Wie sieht das Ganze rein rechtlich aus?
Kann die VB M. gegebenenfalls bis 30.6.03 mit der Uebernahme zuwarten?
 

Erwägungen

1. Kindesschutzmassnahmen werden von den vormundschaftlichen Behörden am Wohnsitz des Kindes angeordnet. Lebt das Kind ausserhalb der häuslichen Gemeinschaft der Eltern, so sind auch die Behörden am Ort zuständig, wo sich das Kind aufhält (Art. 315 ZGB).

Die vormundschaftlichen Betreuungspersonen sind verpflichtet, ihr Amt solange weiterzuführen, bis ein Nachfolger das Amt übernommen hat (Art. 444 ZGB, welcher Art. 367 Abs. 3 ZGB sinngemäss auch für den Beistand gilt).

Es kann deshalb unter keinen Voraussetzungen angehen, als eingesetzter Vormund/Beistand ein Amt eigenmächtig niederzulegen. Die mandatführende Person haftet widrigenfalls für den entstehenden Schaden (Art. 426 ZGB).

Bei Mitarbeitenden von Sozialdiensten, Amtsvormundschaften, Jugendämtern und dergleichen nimmt die herrschende Lehre an, dass diese Weiterführungspflicht bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses gelte (Basler Kommentar ZGB-Affolter N 21 f. zu Art. 451-453). Kündigt eine Mandatsträgerin, so liegt es im Verantwortungsbereich der zuständigen Vormundschaftsbehörde, eine Ablösung beziehungsweise die Kontinuität der Betreuung sicherzustellen (a.a.O. N 22).


2. Die Frage, zu welchem Zeitpunkt die Übertragung einer Kindesschutzmassnahme angezeigt sei, und wohin sie zu übertragen sei (neuer Wohnsitz oder Aufenthaltsort?) ist nach den Bedürfnissen des Kindes zu entscheiden. Die in der Praxis verbreitete Jahresfrist eignet sich nicht als Massstab. Die Jahresfrist soll den involvierten vormundschaftlichen Behörden eine Beurteilung ermöglichen, ob eine betreute Person sich an einem andern Ort einen neuen Lebensmittelpunkt geschaffen hat. Diese Frage ist bei Kindesschutzmassnahmen weniger relevant als die Frage, wie der vormundschaftliche Betreuungsauftrag im Interesse des Kindes bestmöglich erfüllt werden könne. Die ausschlaggebenden Kriterien können von Fall zu Fall stark abweichen: Zuweilen ist es die geografische Nähe der Betreuungsperson zu den Eltern, zuweilen die geografische Nähe zum Pflegeplatz beziehungsweise zu den Pflegeeltern, zuweilen die Konstanz einer mit den Betreuten (Kind und/oder Eltern und/oder Pflegeeltern) aufgebauten Vertrauensbeziehung etc. Was im vorliegenden Fall im Interesse des Kindes vordringlich ist, entscheidet letztlich die Frage, ob die Massnahme an den neuen (unsicheren) Wohnsitz der Eltern oder gegebenenfalls an den Aufenthaltsort des Kindes zu übertragen sei.


3. Im vorliegenden Fall ist die VB R. aufgerufen, das Mandat solange weiterzuführen, bis eine Übernahme durch eine andere Behörde stattgefunden und eine neue Betreuungsperson die Arbeit aufgenommen hat. Dabei scheint es empfehlenswert, sich umfassende Beurteilungsgrundlagen zu beschaffen. Der Entscheid, das Kleinkind bei Pflegeeltern unterzubringen, ist von derart weitreichender Bedeutung, dass die abgebungswillige Behörde wahrscheinlich gut beraten wäre, ein Gutachten in Auftrag zu geben, was den Vorteil hätte, dass – wer immer künftig zu entscheiden hat – handfeste Grundlagen für eine Entscheidung (allenfalls auch für einen Entzug der elterlichen Sorge) zur Verfügung hat. 


4. Kompetenzkonflikte zwischen Vormundschaftsbehörden verschiedener Kantone können nicht mit der Vormundschaftsbeschwerde ausgefochten werden (und sollten im Interesse des Kindes auch nie auf dem Rechtsweg erstritten werden). Zur Verfügung stehen vielmehr die Aufsichtsbeschwerde an die Aufsichtsbehörde des andern Kantons, die staatsrechtliche Klage gem. Art. 83 lit. e OG und die Vermittlung durch die Aufsichtsbehörden der beteiligten Kantone (Art. 44 Abs. 3 Bundesverfassung). Dabei kommt der Vermittlung grundsätzlich Priorität zu.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 12. Oktober 2002
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